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Strafrecht und Krieg: strafbare Beteiligung der Bundesregierung 
am Irak-Krieg?* 

Albin Eser hat den Blick von den rein dogmatischen Problemen des Straf- und Straf­

prozessrechts immer wieder auf die aktuellen kriminalpolitischen Fragestellungen 

unserer Zeit gerichtet. Als Direktor des Max-Planck-Instituts für ausländisches und 
ü1ternationales Strafrecht hat er sich zunehmend "menschenrechtlichen" Themen 

gewidmet, sei es, dass er sich vehement fur eine menschengerechte Strafjustiz,l die Ver­

folgung schwerer Menschenrechtsverletzungen1 oder den neuen internationalen Straf~ 

gerichtshof (IStGH)J eingesetzt oder dass er zahlreiche Projekte zur Situation der 

Menschenrechte und der Strafjustiz in Lateinamerika nach Kräften gefördert hat.4 Eser 
hat aber auch praktisch in diesen Bereichen gewirkt, so als Mitinitiator eines Alterna­

tiventwurfs einer IStGH-Satzung5 oder als Mitverfasser der "Freiburg Deklaration zur 
Stellung der Staatsanwaltschaft eines ständigen Internationalen Strafgerichtshofs".(' 

Der vorläufige Höhepunkt dieser Aktivitäten war ohne Zweifel Esers Wahl zum ad­

litem-Richter' an den UN-]ugoslawiengerichtshof, bei der er schon im ersten Wahl-

Ich d.nke Herrn Dipl.jur. Dennis Miller «;öttingen/H.nnover) fiir wertvolle Hilfe. 

I VgL ..Menschengerechte Stt3fjustiz im Zei"lter von Europäisierung und GJobalisierung". FS Walms. 
1002, S.169; u. a. sp.nisch in: Uni"ersidad Nacional de Educacion a Discanci. (Hrsg.). Modcrnas Tendcnci.ls 
en la Ciencia dei Derecho Pena! y cnl. Criminologia, 2001, S. 15. 

2 Vgl. etwa ..Harmonisierte Universalität nationaler Strafgc'\Valt: ein Desidcrat ilHcrnationaler Komp!<'­

mentarität bei Verfolgullg \'on Völkerrechtsyerbi-echen". FS Trechsel. 2002, S. 219. 

J Vgl. etwa .. Aufdcm Weg zu eincm Intern.tionalen Str.fgerichtshof", FS Spinellis. 2001. S. 339. 
, Der Verf. konnte d.nk Esers t.tkräftigcr Unterstützung zwischen 1992 und 2003 ,'icr Forschungsprojek­

te am Max-Pl.nck-Institut abschließen. vgl. Amb"s. Str.f1osigkeit von Menschenrechtsverletzungcn. 1997; 
Amb"sjMaierjJ·Vt'i,dlllik (Hrsg.). Las rcform.s procesalcs penales cn America Latin•• l000; Am/",sjG'Jmcz C,I,,· 
merjVt'glcr (Hrsg.). La policia en los Est.dos de Derecho Latinoamcricanos. 2003; Ambos/.Hal,,,il1" (Hrsg.). LI 
persecucion pen,l de crimenes intern.cionales en America Latin. y Esp.n,. 2003. 

3 Association Internation.le de Droit Pen.1 (AIDP)/Imernational Institute of HigherStudies in Crimin:!1 
Sciences (ISISC)/Ma" Planck Institutc for Forcign and !rHernational Criminal L.\\" (II.1PI). Dr.ft Sratur,' ri." 
an Imetllational Crimillal Court - Allenuti\'e 10 the ILC Draft (Siracma-Draft). prepared b)' • Commin,',' 

of Expcm. SiraclIs.l!Frciburg i.Br.. Jul)' 1995 (..Siracus. Draft I"); dies.• 199-1 ILC Dr.ft Statute for an Imn­
national Crimin.1 Court with suggested modific.tions (upd.ted Siracus.-Draft), prepared by , COn1l11;'I,'l' 

of E~perts, Sir,cus"/Freiburg i.Br./Chic.go,15 March 1996 (..Siracusa Draft 11"). D"2\I lllCh !I11I 1><15. Dcc ,,\11­
gelll\'incTeil dcs Völkcrsrrafrechts, 1004. S. 476, 4831T. 

,. Vgl. .1,./JolI,,,E,<,,dlll/J,•.,/S,lIId<,,-, (eds.). Thc !'rosc'cllror of " I'c.,.1I1:1nCI1t Inrl·I'I1.Irioll;11 Crilllinal Court. 
21)<)1). S. 667 ff. (in Englisch. Fr"lllÜsisch. Sp;mi<ch lind Deuts,h). 

, Ad-litcm-RKIHer waden .Hlf "ierJahre' gcw:ihlr lind dallll "'1Il1 !'r:i,id""t,,n des ICTY nach lled.trI' ill 
bestinlnHen Ve~tährcn mit den gleichen Befllgnis<ClI wie die ständigl'lI R.ichtcr eillge,etzt (vgl. Art. 13 r.... lIl1d 
qllor" ICTY-Statur. www.un.org/jct)'). 
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gang die notwcndigc Zustimmung durch die UN-Generalversammlung erhielt.H 

Auch die mit dcm Irak-Krieg zusammenhängenden rechtlichen Fragen waren und 

sind dem]ubilar ein Herzensanliegen, so dass sich der Verfasser dieser Zeilen seines be­
sonderen Interesses an dem folgenden Beitrag gewiss sein kann. So sei also dieser Bei­

trag Albin Eser mit den besten Wünschen zugeeignet! 

Ei/fuhrung 

Der Generalbundesanwalt (GBA) beim Bundesgerichtshof hat am 21. März 2003 den 

Anfangsverdacht einer Tat der Bundesregierung wegen Beteiligung am Irak-Krieg ge­
mäß § 80 StGB9 verneint. IU Konkret ging es um die Gewährung von Nutzungs-, Über­

flug- und Transportrechten an die USA und die Beteiligung deutscher Soldaten an 

AWACS-Flügen der NATO über der Türkei. § 80 ist mit diesem Beschluss aus dem 

Schattendasein bloß symbolischen Strafrechtsll herausgetreten und dürfte sich auch in 

Zukunft - angesichts des wachsenden militärischen Engagements Deutschlands im 

Rahmen internationaler Konflikte - nicht nur literarischer Beliebtheit erfreuen. Als 
erster hat Kreß eine umfassende und innovative völker- und nationalstrafrechtliche Un­

tersuchung vorgelegt,12 mit der vor allem die zum Verständnis des § 80 grundlegenden 

lJölkerstrtifrecht!ichefl Fragen nahezu erschöpfend behandelt wurden. An dieser Stelle soll 

es deshalb vorwiegend um die durch § 80 aufgeworfenen Fragen der Beteiligungslehre 

gehen, und zwar insbesondere im Hinblick auf die durch die Bundesrepublik geleis­

teten Unterstützungsmaßnahmen, wobei freilich die völkerstrafrechtliche Verwurze­
lung des § 80 eine völkerstrafrechtliche Grundlegung unentbehrlich macht. Dabei ist 

zUlüchst zwischen einer Beteiligung im Makro- und Mikrobe'reich zu unterscheiden 

(unten 1.) und anhand dieser Dichotomie die völkerrechtliche und innerstaatliche Straf­

barkeit wegen der genannten Unterstützungsmaßnahmen zu prüfen (11. und III.). 

I. Beteiligullg im Makro- und Mikrobereich 

Um der "Doppelnatur der Aggression als sowohl zwischenstaatliches als auch indivi­
dualrechtliches Phänomen"l3 ausreichend Rechnung tragen zu können, bietet es sich 

8 Eser erhielt in der Wahl am 12.Juni 2001 schon in der ersten Abstimmungsrunde 129 von 171 gi:Jtigen 
Stimmen. Seine Amtszeit läuft bis 1l.Juni 2005. Bis dato (I. 7.04) konlHe er jedoch noch in keinem Verfah­

ren tätig werden. 
" Paragrafen ohne Gesetzesangabe sind solche des StGB. 
'" Pressemi<teilung vom 21. März 2003; samt vollständiger Begründung abgedruckt III JZ 2(0). <,lOH 

mit Anm. Krl'll. 
11 LK-LaI!ßII'irre, 11. Aufl .. § 80 Vor Rn. I; SchönkefSchröder-Srrl'l'/Srembag-Liebl'll. 26. Autl .. § SO Rn. I. 

- NK-Pa~{fgc" § 80 Rn. 2 m. w. N. weist auf die geringe praktische Bedeutung der Vorschrift hin. . 
12 ZStW 115 (2003). 294. Die Anm. inJZ 2003. 911 stellt im Wesentlichen eine Kurzfassung der Ausfuh­

rungen in ZStW 115 (2003). 294. 334 ff dar; sO dass hier grundsätzlich nur der zuletzt genannte UeItrag 

zitiert wird. 
13 Hllmmricl,. Der völkerrechtliche Straftatbestand der Aggression. 2001, S. 149. 
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an, zwischen zwei Ebenen der Beteiligung zu differenzieren: Einerseits"kann im Rah­

men der hier sog. Betei/~fI'/IIg illl ,\!akrobcrciclt ein St,wt Beteiligter eines Angriff.skrieges 
sein, d. h. entweder - gleichsam als Täter - einen cigcl/('/1 Angriff.skrieg fijhren oder ­

gleichsam als Teilnehmer - zu einem j,cllldl'll Angriiiskrieg Hilfe leisten bzw. anstiften. 
Wir können insoweit auch von der Ebene der st<l<ll!i,ltCI/ Beteiligung sprechen. Ob der 

Begriff der Beteiligung nur die ..aktive" Beteiligung als Angreifer ("Täterstaat") und 

nicht auch die "passive" als Angegriffener ("Opierstaat") einschließt, kann an dieser 
Stelle noch offen bleiben (vgl. u. III. 1.). Andererscits können im Rahmen der hier sog. 

Beteiligfl/lg illl Miknl[,crciclt die Angehörigcn cincs Krieg führcnden bzw. einen fremden 

Krieg unterstützenden Staates Toirer oder Teilnehmer des jcweiligen Delikts sein, wo­

bei zunächst unerheblich ist, ob dabei schon das Vorbereiten oder erst das Auslösen des 
Angriffskriegs bestraft wird. [nsoweü können wir auch von der Ebene indi/lidflellcr Be­

teiligung sprechen. 

Insgesamt sind also - bei Annahme "aktiver" Beteiligung - vier individllalstraf­

rechtlich relevante Konstellationen denkbar: 

individuelle Täterschaft im "Täterstaat': 
individuelle Teilnahme im "Täterstaat" 

. individuelle Täterschaft im "Gehilfenstaat" und 
individuelle Teilnahme im "Gehilfenstaat" 

Erkennt man überdies die Möglichkeit "passiver" Beteiligung an, ist zwar grund­

sätzlich auch die Situation einet (individuellen) Beteiligung im "Opferstaat" denkbar, 
doch käme eine Strafbarkeit nur bei (individueller) Beteiligung am Angriffskrieg des 

Täter- oder Gehilfenstaates - vom Boden des Opferstaates aus - in Betracht. Bei­
spielhaft: Wird die Bundesrepublik von einem Staat angegriffen, so kommt eine 

individuelle strafrechtliche Verantwortlichkeit wegen Beteiligung an einem Angriffs­

krieg nur für diejenigen in Betracht, die auf Seiten dieses Täterstaates handeln. Die­
jenigen, die auf Seiten der Bundesrepublik als Beteiligte des Opferstaates tätig wer­
den, nehmen nur das abgeleitete Selbstverteidigungsrecht gemäß Art. 51 UN-Satzung 

wahr. Beteiligungsrechtlich ergeben sich also bei dieser Konstellation keine neuen 

Probleme, schon deshalb bedarf also die passive Beteiligung keiner gesonderten Be­
trachtung. 14 

II. Völkerstrqfrechtliche Grundlagen 

1. Zur Strcljbarkeit des" Al/gr{tJskricgs" 

Überlegungen zur Beteiligung am Angriffskrieg setzen zunächst Klarheit über den 

Bezugsgegenstand der Beteiligung, scil. den BegrUi'dl'.' AlIgr!Dskrir.~s bzw. der synonym 
verwendeten Aggression voraus. Dass es sich dabei um einen völkerstrafrechtlichen Be­

" Zur scraf.,"wcndungsrechclichen Problcnucik bei Hand,'ln "0111 Amland aus (§ 5 Nr.l) vgl. Kreß. 
ZScW 115 (2003), 294. J·B f. 
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griffhandel~,'5 sollte gerade in Deutschland keiner besonderen ßegründung bedürfen, 

wenngleich es doch immerhin einige grundlegende Ausführungen völkerstrafrecht­

licher Art notwendig macht. 
Ist die völ kerrechtliche Strafbarkeit des Angriffskriegs im Grundsatz seit Nürnberg 

unbestritten'!> und durch Art. 5 Abs. 1 (d) [StGH-Statut'7 bekr:iftigt \\'orden, so besteht 

über die genauen Konturen eines Straftatbestands der Aggression keine Ei;'Jigkeit. Die 

aufgrund Art. 5 Abs.:2 IStGH-Statut tätige Arbeitsgruppe der IStGH-Vorbereitungs­

kommission (Prcpar<1tlll")' CO/llfllissil'/I - PrepCom) bzw. nun der Staatenversammlung 

{(1s.'l'l/Il>ly 4 Slale Parlie.' - ASP) hat bislang zwar zahlreiche VorschEige erarbeitet, aber 
noch keine konsensfahige Definition vorgelegtYI Entsprechend der \'ölkerstrafrecht­

lieh \\'ichtigen Unterscheidung zwischen völkerrechtlichem Verbot und völkerrecht­

licher Strafbarkeit ist beim AngFiffskrieg zwischen völkerrechtSlVidr(~e/l Angriffshand­

II/I/gell (aets (1aggressio//) und völkerstrqfrechtlichem Angriffskrieg (1I l ar l~(1ggressioll) bzw. 

Angriffsverbrechell (ai///c (!( aggression) zu unterscheiden. Dabei bedeuten die völker­

rechtswidrigen Angriffshandlungen, wie sie sich im Anhang zur berühmten Reso­

lution 3314 (XXIX) der UN-Generalversammlung finden,'~ nicht in jedem Fall das 
Vorliegen eines strafbaren Angriffskriegs bzw. -verbrechens.2o Das ergibt sich s.chon 

daraus, dass Art. 5 (2) der Resolution 3314 den" war of aggression" gesondert als "ai/He 

15 Vgl. Hummric!,. aaO. Fn.l3. S. 86 Cf.; Kr~ß, ZStW 115 (2003), 294, 307 ff.; LK-Laurlüittc. 11. Aun .• § 80 
Rn. 2. Vgl. auch GBA JZ 2003. 908. 909 f. a. A. insoweit Miiller. Dic Pönalisierung dcs Angriffskricges im 
GG und StGB der Bundesrepublik Deutschland. Diss. Heidelbcrg 1970. S. 6-l f, 83 ff.. insbes. 89. der dcn 
Begriff des Angriffskricges allein aus Art. 26 Abs. I GG bcstimmt. 

'" Vgl. l#rle, Völkcrstrafrecht. 2003, Rn.1I50ff (1154, 1156); GIssese, Intcrnational Criminal Law, 2003. 
S. 113 (unter Bezugnahmc auf das Urteil dcs lOH im Nicaragua-Fall); Kr~ß. ZStW 115 (2003). 294. 295 ff.: 
.\fii/lt'r-Sclrieke. Leidenjournal of International Law (LJIL) 14 (2001),409. -11-1 f.. 428; G,;.I, in: Cw<'SC/Gaet.': 
}tl/les (eds.), The Rom<: St,rute of the ICC. vol. I, 2002. 427, 431; Grißlt!ls, International Criminal Law 
Review (Int.Cr. L.Rev.) 2 (2002). 301. 303 ff; dagcgen widerspricht die Stcllungnahme der U. S. Delegation 
beim PrepCo'l1 in AJIL 95 (2001), 400 dl'r l\uO:'5'Un1,:. d,,,, d,e Reso!. 3314 ;\usdrLlck \'.'n \';;:;:"rg('wohn­

heitsrecht war oder ist: krir. d,IlU Cuscse. a;lO. Noch weitet gehcnd streitet R"'lIIelIl·~\'. J),'r Ta,bestand dl'< 
Verbrechcns gegcn den Frieden. Diss. Würzburg 1998, S. 202. ab. dass es übcrhaupt eine "ölkcrgewohnheits­

rechtliche Strafbarkeit der Aggression gebe. Sclrl/ster, Criminal Law forum (CL.E) 1-1 (2003), I. 50f, plä­
diert fur die Streichung dcr Aggression aus dem Rom-Statur. 

( 
17 Römisches Statut des Internationalen Strafgerichtshofs (IStGH) vom 17.Juli 1998. BGBI. 2000 1l1394. 

( I. Zum Stand der Verhandlungcn und der Vorschläge der ..Working Group on the Cnme of Aggrcssion" 
"gl. das .. Discussion paper proposed by the Coordinator", in: \l..eport der PrepCom v. 24.Juli 2002 (Adden­
dum. Part. 1I. 1'roposals for a provision on the crime of aggression, UN-Doc. PCI'ICC/2002/2/Add.2) 
sowie www.un.org/law/icc/documents/aggression/aggressiondocs.htm; auch abgedruckt bei Cl.uk. LJIL 15 

(2002),859, 887ff. Vg!. auch hrrp://www.icc-cpi.intjlibrary/basicdocumelHs/lCCASl'c_EN.pdf. S.9. 2.14. 

Zur völkerrechtlichen Disktmion und EIHwicklung vgl. auch Bmlla. Die Definition der Aggressi,,,,. 19X1l: 
R"""eberg, aaO. Fn. 16; HlIlIllllriclr. aaO. Fn. 13. Zu den laufenden Verhandlungen instrukt:s' CI,uk. a30; H·....'· 
'/ickCflbergjFixsolI, in: F"'II",illjSclrariotl,/WillkdmalllljW"lji'lllll (Hrsg.). Verhandeln f~r den Frieden. 201l3. 
S. 483 ff; Schl1ster. eL.F. 14 (2003). 1ff; PtJlitjjNesi (eds.). The ICC and thc crime of aggre«ion. 2004. 

"~I 14. Dezcmber 1974. U. N. GAOR. 29th scssion. supplemcnt 31, S.142ff; dt. Fassung z.13. bei AK-S,'''' 

"c" § 80 Rn. 17. 
'" Vgl. Rn/lra, aaO. Fn. 18. S. 127 f; Hllm",riclr, aaO. Fn.l3. S. 87 f.; TrifftercrjZilllnlcml./ll/l. ConllnentJrr 

on the Rome Statute of the International Criminal Court. 1999. Arr. 5 Rn. 19; l#s,di(k,-"b,.~~j Fix.<t'". ;laO. 
Fn.18. 483. 485f, 490; l#rle, a;lO. Fn.16. Rn.1IM; Miillt'l'·Schiekc. LJIL 14 (2001), 4t19. -I17f.: Grill;,b,. 

1"r.eT. L.Rev. 2 (2002). 301. 362. 
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Srr'lfbare ßerci/~O(I/ll,'t der ßt/lldesregicrt/llg ,lIIl Irak-Krieg? 

against international peacc" definicrt,1J womit ein Unterschied zu (bloßen) Angriff.~­

handhIligen, die nur zu deliktsvölkerrechriicher Verantwortung fuhren, markiert wer­

dcn sollte. Völkerrechtliche Stratbarkeit setzt dcmnach eine Qital!flk.1tioll da Al1grurs­

lralldlllll,O( voraus. So \'erlangt die gcnallllte IStGH-Arbeitsgruppe eine Angriffshand­

Jung, die "by its character, gml'ify and scale, constitutes ;1 j7agwlI violation of the 

Charter ofthe United Nations."11 Dem folgt die wohl überwiegende Ansicht in der Li­

teratur, wenn dort die Überschreitung einer ge\visscn Ge\\"altsch\\"elle ("thresholdU 

), 

sei es durch eine flagranre bzw. eindeutige Verletzung des \'ölkerrechtlichen Gewalt­

verbotsY ein bestimmtes Ausmaß und eine bestimmte Imensität der Gewaltakte14 

oder mehr als nur ,.de minimis" Gewaltanwendung~3verlangt wird. Versucht man die 

darin liegende objektive Restringierung des Tatbestandes zu konkretisieren, so geht es 
darum, die die erforderliche Gewaltschwelle erreichenden oder sogar überschreiten­

den A/I,lIriffillt1/1dl/l/lSCli von darunter liegenden, bloß feindscligt'/1 Hl1IdllWgW abzugren­
zen. Abstrakte Kriterien werden hier scll\ver zu finden sein, aber man kann immerhin 

sagen, dass Handlungen vorbereitender Art (etwa Zusammenziehen der Truppen an 

der Grenze, Al,lfrüstung) oder nur von geringer Intensität (etwa kleinere Grenz­

scharmützel, gelegentliche Übergriffe auf fremdes Hoheitsgebiet zur Verfolgung von 

Aufständischen) keinen strafbaren Angriffsktieg darstellen.16 Die Strafbarkeit von Vc1r­
bereill/llgshalldlllllgel/ ist im Übrigen auch völkerge\\'ohnheitsrechtlich nicht anerkannt, 

jedenfalls wenn es nicht einmal zu einem Versuch eines Angriffskriegs kommtY Die 

von der IStGH-Arbeitsgruppe vorgeschlagene Stratbarkeit wegen Beteiligung an der 

"Planung" (planning) und "Vorbereitung" (preparation) einer (qualifizierten) An­
griffshandlung28 setzt damit voraus, dass die Aggression mindestens ins Versuchssta­
dium gelangt ist. 

Eine weitere objektive R.estringierung des Tatbestands ergibt sich, wcnn man die 

Aggression als ,.-'TIUt' cri/llc" im klassischen Sinne ,·ersteht. also einen internationalen 
be...vaffnetcl1 Konflikt verlangt, bei dem ein Staat einen anderen Jngreift. 29 Damit 

würden innerstaatliche Aggressionshandlungen. etwa gegen bestimmte ethnische 

Gruppen, ebenso aus dem Tatbestand herausfallen wie Aggressionshandlungen nicht­

staatlicher Akteure. Wird man diese Tatbestandsbegrenwng aus völkergewohnheits­

rechtlicher Sicht wohl kaum bestreiten können, so ist es eine andere Frage, ob sie sach­
gerecht ist. Das kann hier nicht vertieft werden. 

l' Zu dieselll l:IegrilT .uchMii/ler-Scilieke, LJll 14 (2001). ~09, 4181.: kril. Clark, LJIL 15 (2002), 859, 
H7H, der ihn für ein .. ullhelpful concept" hält. 

21 Discussion p.per, aaO. Fn.18, Nr. I (Herv. d. Verf). 

2.\ Krejl, ZScW 115 (2003), 294, 299, 302 ii. (306); Cl.uk, LJIL 15 (2002). 859, 876 f.; HUl/ll/lridl, .aO. 

Fn. 13, S. 217 f Vgl. .uch GBAJZ 2003,908,911: ..l'videnec Verleezu ng des GewaleverbOlS': 
" Werlc, ••0. Fn. 16. Rn. 1162. 

1; Gr!ffitbs, Inl.Cr. L.Rcv. 2 (2002), 301, 319 [,366,372: .. use of force ",hieh is more chan dc minimis " 

'c, Ähnlich Wer/e. aaO. Fn.16, Rn. 1156, 1164; ewe."'" J"O Fn.16. S.114; Gri[iitlH, Im.Cr. L.Re\'. 2 
(2002),301,319 f 

" Cassc.<c, 3aO. Fn. 16. S. 114; Kr~ll, ZScW 115 (2003), 294. 29H. 
,. Diseussion p"pcr, ""0. Fn. 18, Nr. I. 
,., Miill"r-ScI'iekc, LJlL 14 (2001),40<;1,420. 
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Schwieriger und umstrittener ist die Frage, ob der Tatbestand einer weiteren Re­

stringierung im Hinblick auf einen bestimmten Taterfo{f? oder eint' bestimmte Ziel.~et­

Zll/(~ der Täter bedarf. Die IStGH-Arbeitsgruppe schlägt insoweit vor, dass die An­

griffshandlung die Besetzung oder Annexion des angegriffenen Staates zum Ziel oder 

Erfolg haben müsse.J" Damit werden zum einen objektive und subjektive Vorausset­

zungen der Strafbarkeit - einerseits Erfolg, andererseits Ziel - wrmengt. Zum an­

deren wird auf das traditionelle, auf Nürnberg und Tokyo beruhende Verständnis des 

Angriff,kriegs als Okkupations- oder Annexionskrieg rekurriere.'1 In der Literatur 

wird dieser Vorschlag im Sinne eines "überschießenden" und "aggressiven Gesamttat­

Ziels" aufgegriffen.·'~ Es ist jedoch höchst fraglich, ob die Beschränku.ng auf Besetzung 

und Annexion als Hauptziele eines Angriffskrieges sachgerecht ist oder damit nicht 

vielmehr strafwürdige Fälle von der Strafbarkeit ausgenommen werden. Auch verträgt 

sich <:ine solche "Sl/~iektil'ierung" des Tatbestands nicht ohne Weiteres mit der ganz 
überwiegenden Ansicht, dass eine "Absicht im technischen Sinne" nicht erforderlich, 

sondern allgemeiner Vorsatz ausreichend sei.JJ Wir kommen auf beide Fragen zurück 

(unten 4.). 

Die beschriebene völkerstrafrechtliche Rechtslage macht verfassungsrechtliche Be­

denken im Hinblick auf das Bestillllfltheitsgebot verständlich. Die fortSchreitende Kon­

kretisierung des Tatbestands zeigt aber auch, dass die Beurteilung des Begriffs "An­

griffskrieg" als verfassungswidrigJ4 - nicht zuletzt auch angesichts der generellen 

Relativierung des Erfordernisses der Bestimmtheit hin zu einer Bestimmbarkeit35 ­

zu weit geht. Zutreffend wird dem Verdikt der Verfassungswidrigkeit denn auch von 

der üwM unter Beschränkung der Strafbarkeit auf eindeutige Fälle widersprochen.J6 

All dies ändert freilich nichts daran, dass die Crux eines jeden Strati:atbestandes zum 

Angriff,krieg die fehlende völkerstrafrechtliche Definition des BegritTes selbst ist. Die 

30 DisCllssion paper. aaO. Fn.18. Nr.1. options 1 und 2: .. ' .. objccc or' resulr o( (.·,,;cll,lishinf.! :\ n1ilit:H;" 

occup~ui\\n of. \,)f annexin-;. thc t,:rritury ot- Ji.)othcr St~tc or pcln thCTcof" 

.11 f.;'ftl. ZSrW j 15 (2Uv3). 294. Y'-'; ll;;',h·. ,.0. Fn. 16, Rn. 1159. 

.n Kreß, ZSrW 115 (2003), 294, 30-1 ff. (306f.); I~hle, aaO. Fn.16. R.n.1159ff. 

JJ Werle, aaO. Fn.16, Rn. 1170. Vgl. auch elark, LJIL 15 (2002), 859, 874; Cri(ihhs, Int.Cr. L.Rev. 2 
( (2002).301, 369f.; CaS5fSf. ,,0. Fn.16, S.115f.; Kreß, ZStW 115 (2003), 294. 312; .\hillrr-Scllieke, L]IL 1-1 

(2001),409, 420f.; a. A. H/lmmrich, aaO. Fn.13, S. 218f. 
." So NK-PatjJgen §80 Rn. 13; früher schon Schroeder.]Z 1969,41,47, der l11ir der Resolution 3314 seine 

Ansicht aber geändcrt hat, vgl. Ma/l;'lch/Sdrroedt'r/Mail/'ald, Strafrechr .BT, Tb. 2, § 90 Rn. 2. Nach Stc;"h,lII­

Srtl, Der Srraftatbestand des Friedcnsverrars (§ 80 StGB) und die Erfordernisse des Be,ril11mthcitsgrunds'l­
zes (Art. 103 Abs.2 GG), Dis;. Köln 1969. S. 124 ff.. 129, bcfll1det sich die Norm ..an der unlersten Grenze 
dessen .. , was verfassungsrechrlich gerJd~ noch \'ertrerbar isr': Krit. auch i\.1iiller. ,aO. Fn. 5, S. 85 ff. (89). der 

die Frage abcr lerztlich ollen läS5l_ \\'Cil er den Bcgriff vcrfasmngsrechrlich bestimn\l:n will. OITcn IJ,,,'nd 
auch H/lmmrich, aaO. Fn. 13, S. 89. der im Übrigen in der Resol. 3314 keine große Hilf,' sicht (S. 87 ff.). K'~ß, 

ZStW 115 (2003), 294, 313 will die Frage durch "vcrf.issungsrichrcrliche Dezision" klärt'nlasscn. 
3; Vgl. Roxin, AT 1,3. Autl. 1997, §5 Rn. 67ff.; zur Rspr. des Europ. Gerichtshot', Ilir Menschcnrt'ch rc 

il11 Zusammenhang mit Art. 7 EMRK vgl. insoweit Ambos, KritV 2003,31, 39f. 
.\C. Sehönkc/Schröder-St'f<,/Ste",bCl:~-Lieben, 26. Aufl., § 80 Rn.4; AK-SOIIIIl'n § 80 Rn. 18; uckner/Kiihl, 

24. Autl., § 80 Rn. 2; LK-Lauihütte. 11. Aufl., § 80 Rn.2; SK-Rudolphi, 6. AlIfl., § xO Rn. 3; w"r!c. aaO. 
Fn. 16. Rn. 1180. Für dic Bestimmtheit zumindest des "Begriff,kerns" KII/g. in: Bal/n/mm. Mißlingt die Straf­

rechesreform?, 1969, S. 165. 
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nationalstrafrechdiche Kodifikation wird so zum Biallk,etttatbestalld, der zudemvj;Jker­

strafrcclusakzcssllriscl!.17 ist, also von der Dynamik der völkerstrafrechtlichen Entwick­

lung abhängt. 

2. Beteiligu,w im J1 Mikrobereich" 

/
Im Mikrobereich il/dividl/cllcr Beteiligung ist heute anerkannt, dass es sich beim An­ 1'''
 

griffskrieg um ein Fiil!nmgslJcrbrecltell handelt;lH dass also dieses Delikt nur durch die
 

politischen oder militärischen Fu~ktionseliten, die Mitglieder des engeren Führungs­

zirkels begangen werden kann. Dabei kommt es darauf an, dass der Tater in einer SteI­


lung ist~ in der er tatsächlich ("effectively") in der Lage ist, "to exercise contral over or
 
to direct the political or military action of aState .. :'.19 .Es kommt also nicht auf seine
 

formale Stellung als Regierungsmitglied an, woraus wiederum folgt, dass grundsätz­


lich auch die wirtschaftlichen Funktionseliten Tater sein können.4o
 

Eine andere und bislang ungeklärte Frage, nämiich ob sich aus der Beschränkung 

des Täterkreises ein "umfassender SOllderdeliktscharaktd'41 des Angriffskriegs ergibt und 
daraus ein Vorrang des Besonderen Teils und die Unanwendbarkeit der allgemeinen 
Teilnahme\'orschrift des Art. 25 Abs.3 IStGH-Statut folgt,42 so dass Beteiligte der 

mittleren oder unteren Ebene als Extranei nicht strafbar sind, und zwar in letzter Kon­
sequenz nicht einmal als Gehilfen eines Angriffskriegs,4.1 ist schon in Nürnberg und 
Tokio kontrovers diskutiert worden.H 

Der IlItemacil)lIaie Miiitärgerichtshof(IMG) von Nürnberg hielt die "Mitarbeit" am Hit­
lerschen Plan des Angriffskrieges bei Kenntnis seiner Ziele für strafbar.~5 Er hat dabei 

.17 Die Beuichnung von NK-Pat1Jgen § 80 Rn. 12 als nUN-Resolutions-akzessorischer Begriff" isr erwas 
ungendu. gehr es dc':ilum die Definitionshoheit des UN-Sicherheitsrats. SO];lI1g dieser aber irgendeincn rJr­
bes:andsrelevanren Einfluss ausübr, erWJ im Hinblick auf die Zurechnung einer Al;:gressiolls/undlullg zu 
einem besrimnHen Sraar (vgJ. Art. 23 (2) des Drafr Starute der InternarionJI Law Commission [ILC] for an 
International Criminal Courr [ICC], Reporr of rhe ILC on rhe work of irs forty-sixrh session, S. 43 ff.) oder 
im Hinblick auf die Fesrellung einer Aggressionshandlung (Discussion Paper, aao. Fn.18, Nr.5). wird man 
in der Tar auch \'on einem Sicherheirsrars-akzessorischen Begriff sprechen miissen. VgI. auch HWllmrid., aao. 
Fn.13. 5.222 Cf.; .\f:d/u-SciJiek~, L]fL 14 (2001), 409, 421 ff.; C1ark, L]IL 15 (2002), 859, 869 ff.; H'hle, aJo. 
Fn.16. Rn.II77f.; Cr!ffiths. Im.Cr. L.Rev. 2 (2002), 301, 310ff.; Gaja, aaO. Fn.16,427, 432ff. 

J. I.lhrdickmber<e FixsolI. aaO. Fn.18, 483, 503 ff. m. w. N.; Kreß, ZSrW 115 (2003). 294. 334; Wer/e, aao. 
Fn. 16. Rn. 1165; .\[,,/lu-Schicke. LJfL 14 (2001),409,419 f.; Clark, LJfL 15 (2002), 859, 873; Scll/Isrer, CL.F. 14 
(2003),1.21; früher lchon Dahm, Völkerrechr, Bd.3. 1961, S. 306. 

3' VgJ. Discussion paper. aaO. Fn. 18, Nr. 1.
 
,,, So überzeugend Clark, LJIL 15 (2002), 859, 873 f. mir Fn. 51.
 
" Krrß. ZStW 115 (2003). 294,336.
 
'1 So Discussion paper, aaO. Fn. 18. Nr. 3; zusr. Clark, LJIL 15 (2002), 859. 884.
 
'.\ Kreß. ZSrW 115 (2003), 294. 336f.; in der Konsequent auch Westdickenberg/Fixsoll. aao. .Fn.18, 483.
 

505: offen lassend 1i'gd. ZSrW 114 (2002), 403, 424; ähnlich fur die Unanwcndbarkcir von Art. 25 fSrGH­
Statur und eine ausschließlich rärerschafdiche Begehung Hllmmrich. aaO. Fn.13, S.214; flir eine Srrafbarkeir 
mir kriminal politischer Begründung Triffierer, in Hallkel/Stllby (Hrsg.), Srrafgerichre gegen Menschheirsver­
brechen. 1995. 5.169. 23lf. 

Vgl. die Nacnweisl' bei AmbM. AT. aao. Fn. 5, S.92, 136 ff.
 
'; IMG, Der Nürnberger Prozeß gegen die Hauprkriegsverbrecher. 1947. Band I. ·S. 189 (252f.).
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den möglichen T:'iterkrcis nicht a \imine aufdie angcklagt~n Hauptkriegsvcrbrccher be­

grenzt, sondcrn allgemein von "Staatsmännern. militärischcn Führern, Diplomaten 

und Gcschäftslcutcn" gcsprochenY' Einc Bcschriinkung d~r Strafbark~it aufdie unmit­

telbarc (NS-)Führungseb.cnc lässt sich also aus dem Urtcillm Hauptkriegsverbrccher­

prozcss nicht ableiten, zumal man Zwcifel anmelde,? kann. ob die "Hauptkriegsverbrc­

chcr" selbst alle ZL1 dieser Führungsebene gehörren.~; In den zwölf Nürnberger Nachfol­

geverf.lhren ging es zwar in dcr Regelull1 wichtige Personcn der f\:S-Diktatur, doch 

gehörtcn dicse keines\V~gs alle dem engeren FührungszirkeJ Hitkrs an (man denke 

etwa an die im]uristenprozess angeklagten Beamten des Reichsjustizl1linistcriums). Im 

Übrigen wurden die Voraussetzungen einer Stratbarkeit \wgen eines Angriffskrieges 
als aktive und tätige Beteiligung,Teilnahme, Förderung us"·. sehr weit gefasst. 4~ 

Der internationale Militälgcriclusluifßir den Feml'll Osten (Tokio-Tribunal) hat eine Ver­
urteilung wegen einer Verschwörung ("conspiracy") zur Durchführung eines Angri(fs­

kriegs von der (objektiven) Möglichkeit der Beteiligung an der Planung und der (sub­

jektiven) Kenntnis von den Angriffsplänen abhängig gemacht.49 Es h~lt dabei zwar auf 

die Position und Funktion des Angeklagten abgestellt, eine Führungsposition jedoch 

eher zu der Begründung einer aktiven Verhinderungspflicht aufgrund einer Garanten­

steIlung als zu einer a-\imine-Beschränkung des Taterkreises benutzt. zumal das "policy­

level" nicht deutlich von der mittleren Beamtenebene abgegrenzt wurde. Obiter wurde 

sogar die Frage einer Strafbarkeit einfacher Soldaten wegen Beteiligung am Angriffs­

krieg kontrovers diskutiert. Wahrend Gerichtspräsident llebb für die Strafbarkeit aller 
Beteiligten - ,,no matter how high or low the rank or status" - plädierre,5l1 sprach sich 

Richter Röling dezidiert dagegen aus. 51 

Eine genaue Analyse der völkerstrafrechtlichen Präzedenzfall:" tr;igt d~lmit nicht 
ohne Weiteres den vor allem von Kreß5:2 gezogenen Schluss auf eine Stratloslgkeit der 

ßetciligtcn, die nicht der Fiihrul1gsebenc :lngch(;~(';~. Sie lässt ,·iclll1chr den gegenteili­

gcn Schluss zu, dass nämlich auch ,,"citcrc' Perso:;e:, einen \·61 L'rStLl1':·ec·htl ich rckqn­

ten Tatbeitrag zu einem Angriffskrieg leisten können. Genau genommen geht die 

überkommene völkerstrafrechtliche Charakterisierung des Angriffskriegs als Füh­

rungsverbrechen - damals wie heute - auf die Problematik einer Teilnahmehaftung 
.... 

i. S. d. Differenzierungsmodells überhaupt nicht ein, ,,·eil sie auf der täterzentrierten 

Beteiligungslehre des Einheitstätermodells beruht. 53 Daran hat sich mit der Anerken­
nung der funktionellen Einheitstäterschaft in Art. 25 IStGH-Statut;' nichts geändert, 

weil diese Vorschrift auf den Aggressionstatbestand gar keine Anwendung finden soll. 

", Ebd .• S. 252. 

" Vgl. zu Rolle und Funktion der Angeklagten im NS-S"stem ebd.. S. 314 ff. 
'" Nachweise bei Ambos. AT. aaO. Fn. 5. S.92: eine Liste der Verfahren findet sich ebd.. S. 878. 

'" Vgl. zum Folgenden AlllbM. AT. aaO. Fn. 5. S. 137 f. 
50 Sondervotum in: Roli,W/Rüfer (Hrsg.), Tokyo Judgment Band I. 1977. S. 469 (475J. 

51 Sondervotum in: Rölillg/Riitrr (Hrsg.), Tokyo Judgmenr Band Il. 1977. S. 1041 (1117): .. No soldier who 

mercly exeeuted governmelll poliey should be regarded as a criminal. as guilty of the crime" agai"'t peace." 

" O. Fn.43. 
;.\ Ambos, AT, ,,0. Fn. 5, S. 362 und passim. 

H Vgl. Ambos. AT, aaG. Fn. 5. S. 543 ff. 
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Doch ist der Vorschlag der IStGH-Arbeitsgruppe gerade in diesem Punkt wider­
sprüchlich: Einerseits wird der Charakter des Angriffskriegs als, Führungsverbrechen 
betont und damit auf den Führungsrärer abgestellt, nämlich denjenigen, der das Ver­

brechen.des Angriffskriegs "begeht" ("commits"). Andererseits "begeht" aberjcdcr den 
Tatbestand, der sich aktiv an der Planung, Vorbereitung us\\". "bereil(l?r'~s,> es wird also 
jeder Tatbeitrag erfasst. SI> Warum sollten also illsoweir - innerhalb des Flihrungszirkels 

- nicht die allgemeinen Regeln der Teilnahmehaftung arn Sonderdelikr Anwendung I: 
r" 

finden ?S7 Wir komlllen im Rahmen von § SO.darauf zurück (!lI. 2.). 

3. Beteiligt/Ilg im "Makrobereicll' 
~ ,..,. ,.. 7­

Im Makrobereich, also der staatlicheIl Beteiligung, muss zwischen KOI!f7iktsvölkerrecht. 

Deliktsvölkerrecht und Völkerstr<?frecht unterschieden werden. 
Im KOliflikrsviilkerrechr (humanitären Völkerrecht i. e. S.) ist ein Staat dann Kriegsbe­

teiligter, wenn er Partei in einem internationalen bewaffneten Konflikt ist.58 Die straf­

rechtliche Beteiligungslehre ist dabei grundsätzlich ohne Belang,weil es um den Staat 
als kollektiven Akteur geht. Überlegungen zu Art und Grad der Beteiligung von Ein­

zelpersonen können aUenfalls bei der (konfliktsvölkerrechtlichen) Frage der Interna­
tionalisierung eines Konflikts durch die fremdstaatliche Kontrolle einer - eigentlich 
innerstaatlichen ­ Kc'nfliktpartei eine Rolle spielen.59 ' 

Das Deliktsvölkerrechr kann demgegenüber rur strafrechtliche Beteiligungsfragen 
fruchtbar gemacht werden. Dort kann nun nämlich - mit Art. 16 des Entwurfs der 
UN-Völkerrechtskommission (International Law Commission - ILC) vom NO\'e1l1­

ber 200160 sowie dem gleich lautenden Art. 16 der Resolution ~6/83 der UN-General­
versammlung zur Staatenveramwortlichkeit61 - das Verbot der Beihi[fe zum \'ölker­
rechtlichen Delikt als anerkannt gelten.62 Nach den genannten Vorschriften ist ein 
Staat wegen Beihilfe zu oder Unterstützung einer völkerrc-chtswidrigen Handlung 
verantwortlich, wenn er in Kenntnis der Umstände dieser Tat Hilfe leistet und die Tat 

auch völkerrechtswidrig wäre, wenn sie der Gehilfenstaat selbst begangen hätte. Ein 

5S Discussion paper, aaO. Fn.18, Nr. I: "participaees actively in ehe planning, preparaeion. initiation or 
execueion of an ace of aggression .. :' 

5(, Zutreffend Clark, LJIL 15 (2002),859,875. 

S7 Diese Frage scheint nach dem "IncersessionaI" der Arbeiesgruppe \'. 21. -23. 6.2004 in Princcron 
(USA) wieder offen zu sein. denn dore wurde die Anwendung von Art. 25 auf die Aggression nun doch tur 
möglich gehalten (diese Information verdanke ich C1aus KreßJ. 

SK IpsclI/lpseu, Völkerreche. 4. Aufl. 1999, § 64 Rn.l; Vitztlllllll/B"thr, Völkerreche, 2. Aufl. 2001, S. 642 Cf. 
5'1 Vgl. insoweit zum Nicaragua-Fall des IGH und Tadic-Fall des Jugoslawien Gerichtshofs IIII/Iw. Zur 

U"'trafung VOn Verbrechen im internationalen, niche-internationalen und internen Konflikt. in: H"" ..";.\hil­

Irr/Sehl/rider (Hrsg.), Hunlanitäres Völkerreche, 2001, S. 325 (332 Cf.) m. w. N, 
,., ILC, Reporr on the Work ofies Fifty-Third Session (2001), Official Records ofthe Genera~ A;sclnbl\'. 

Fifey-Sixeh Session, Supplement No. 10 (A/56ItO), ch. IV. E. 1.; dazu Prllrt, in: Vohrah et al. (cd.), Man's lnhu­
ll1anity to Man. FS Cassese, 2003, S.655. Für eine frühere Fassung Yearbook llC 1978. \'01. I!. 2.. 98 ii. 

(., U. N. Dokument AIRESj56/83, 12.12.2001; in der Fassung des deurschen Überseezungsdienste5 bei 
den VN zu finden unter w\\'\\'.un.orgj Deprsjgerman/gv-56jbandl/56 bd-6.pdf, S. 530 Cf. 

(,2 Vrrclr".<s/Si/llll/Q, Universclks Völkerrecht. J. Aufl. 19H4, S. 866 f.; IpsclI/lp.<rll, 3ao. Fn.5H, § 411 Rn. I. 
41; Vitzlllllll/jSdmldcr, 3aO. Fn. S'H. S, SOl. 
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Verbot der Allst!{tllllg zu einer \'ölkerrechtswidrigen Handlung findet sich im Delikts­

\'ölkerrecht jedoch nicht,<'J so dass man - in kontinentaleuropäischer Terminologie ­

(nur) von cinem bcschränkten Teilnahmeverbot sprechen kann. 

Lässt sich nun diescs Ergebnis auf das Völkcrscr,!(recht übertragen? Kann man also 

nicht nur von eincm (dclikts)völkerrechtlichen Beihilfet'crbot, sondern auch von der 

völkerrechtlichen Strafbarkeit der Beihilfe zum Angriffskrieg ausgehen? Aus der völ­

kerstrafrechtlichen Rspr. in Nürnberg und Tokio lässt sich ;II-,Ol/'C;t nichts ableiten, 

weil nicht die Kriegsführung einer Staatenkoalition mit <lbstujbtll"Cll Tatbeiträgen zur 

Aburteilung stand. Dies war nun genau die Situation im Falle des Irak-Krieges, wo eine 

Koalition"williger" Staaten den eigentlichen Krieg - gleichsam täterschaftlich - ge­

t"lihrt hat und eine große Zahl anderer Staaten unterschiedliche Unterstützungshand­

lungen - gleichsanlais Gehilfen - geleistet hat. Schon aus dieser Konstellation erhellt 

sich, dass die Strafbarkeit der "Gehilfenstaaten" - oder genauer: der dort verantwort­

lichen Führungspersonen - nicht an dem Sonderdeliktscharakter des Verbrechens des 

Angriffskriegs scheitern kann, wird doch damit nicht die Straflosigkeit dieser Füh­

rungspersonen, sondern - allenfalls! - der in der Hierarchie darunter anzusiedelnden 

Beteiligten bezweckt. Anders ausgedrückt: Der Strafzweck des Verbrechens des An­

griffskriegs - Bestrafung der verantwortlichen Führer - verlangt geradezu nach einer 

Strafbarkeit des Führungspersonals auch des Gehilfenstaates.64 

Diese Strafbarkeit setzt dreierlei voraus:
 

das Vorliegen einer strafbaren Haupttat in Form eines Angriffskriegs des Täterstaa­


testder Täterstaaten ;
 

die deliktsvölkerrechtliche Unterstützungshandlung des Gehilfenstaates (i. S. v.
 

Art. 16lLC-Entwurf);
 

die' der (politischen) Führung zurechenbare Vera!llas>u!lg d~r Umerstützungshand­


Jung.
 

4.VölkerstrafrechtlicJles Fazit: strcifbare Beihilfe der BUl1dcsrcpublik Deutschland? 

Die völkerrechtliche Strafbarkeit der Gewährung von Nutzungs-, Transport- und 
( Überflugrechten an die USA zur Führung des Krieges gegen den Irak hängt nach den 
t 

obigen Ausführungen entscheidend von der Qualifikation dieses Krieges ab. Wahrend 

im Hinblick auf seine VölkerrechtsUJidrigkeit weitgehend Einigkeit besteht,65 so ist da­

mit noch nicht die Frage der völkerrechtlichen Strajbarkeit beantwortet. Immerhin 

stellt sich heute nicht mehr, wie noch in Nürnberg, das Problem des Rückwirkungs­

verbots,66 denn die Strafbarkeit eines Angriffskriegs ist, wie oben dargetan,<'7 im 

6-' Kommentar [LC, aaO. Fn.59, ch. IV. E. 2., S. 154. Dabei scheint die ILC die Anstiftung/Aufslachclung 

(incitcment) als weniger gewichtig anzusehen als die Beihilfe (aid or assistance). 
(" I. E. ebenso Krep, ZStW 115 (2003). ~94, 336. 
•, Eingehend Kr~ß, ZStW t15 (2003). ~94, 313 ff. (331); vgl. auch die Nachweise in Ambos/AmoM (Hrsg.), 

Der Irak-Krieg und das Recht. 2003. 
(,(, Vgl. insoweit Ambos, AT. aaO. Fn. 5. S. 1t t f. 
6' Oben I. bei Fn. 16. 
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Grundsatz anerkannt. Die Konturenlosigkeit des existierenden völkergewohnheits­

rechtlichen Straftarbesrandes und seine bisher noch fehlende völkervertragliche Kodi­
fizierung machen eint: Prüfung der Strafbarkeit aber schwer, wenn nicht gar unmög­

lich. Die Völkerredmwidrigkeit des Gewalteinsatzes der Irak-Kriegskoalition kann 

zwar ein Indiz für ein \'ölkerstrafrechtlich relevantes Verhalten darstellen, sie ersetzt 

aber nicht den Nacl1\\"Cis einer QIII1I!fikiltioll der Angriiishandlung im o. g. Sinne der 

Überschreitung einer gewissen Gell'i1lrscllfl'clle.6x Eine t'illdelll(l!e bzw. jli1,l!mllle Verlet­
zung des Gewaltverbors und damit einen Angriffskrieg wird man jedenfalls verneinen 

müssen, wenn man mit Kre.ß eine völkerrechtliche Rechtfertigung des Gewalteinsatzes 

der Kriegskoalition für .,lIicllt scllil'c/llerdillgs II11I'ertrerIJar" hält.m Die Schwäche dieser An­

sicht liegt aber ganz offenkundig in de.r ihr zugrunde liegenden Prämisse einer völker­
rechtlichen Rechtfertigung des Gewalteinsatzes der Kriegskoalition, .die Kreß selbst 

für ;,schlecht vertretbar" hälc7') und die der übenviegenden Ansicht in der Völker­
rechtslehre widersprichr.71 Es bleibt dann nur noch der Unterschied zwischen der Völ­

kerrechtswidrigkeit des Gewalteinsatzes, die auch Kreß im Ergebnis vertritt.72 und der 
Eindeutigkeit bzw. Flagranz dieser Völkerrechtswidrigkeit. die den Gewalteinsatz erst 

zum völkerrechtlichen Verbrechen des Angriffskrieges macht. Ist aber diese fast schon 

rabulistisch anmutende Differenz noch rational begründbar und praktisch nachvoll­

ziehbar? Bietet sie also einem Gericht wie. dem IStGH einen verlässlichen und an­
wendbaren Maßstab zur Abgrenzung von bloß völkerrechtswidrigem und völker­

strafrechtlich relevantem Gewalteinsatz ? Oder leistet sie nicht vielmehr denjenigen 

Vorschub, die die Entscheidung der Kernfrage des Verbrechens des Angriffskriegs. scil. 
die Feststellung qualifizierter Angriffshandlungen, dem UN-Sicherheitsrat überlassen 
und damit rein politisch entscheiden wollen? 

Gegenüber diesem Versuch, einen objektiven Abgrenzungsl11:lßstab zu entwickeln, 
hat die beschriebene SlIbjektilJienlllg des Tatbestandes im Sinne einer spezifischen völ-. 

kerrechtswidrigen oder aggressiven ZielsetzlIlIg73 immerhin den Vorteil, ein - jeden­

falls prima Jarie - eindeutigeres Abgrenzungskriterium zu liefern. Versteht man diese 

Zielsetzung mit Werle im Sinne einer Besetzung. Annexion oder Unterwerfung des 

angegriffenen Staates, so wird man dies der Kriegskoalition, jedenfalls als Hallpt- lind 
Endziel des Gewalteinsatzes. kaum vorwerfen können.7~ Bei genauerer Betrachtung 
sind gegen diese Ansicht jedoch zahlreiche Einwände zu erheben. Zunächst sieht sie 

sich mit dem pmkrisch-prozesslIalell Problem konfrontiert, wie das Ziel eines bestimmten 

I,K Vgl. oben 1. bei Fn, 20 ff. 

I,'J Kreß. JZ 2003. 911, 916; eingehend dm,. ZSt,W 115 (2003). 326. 328 C., 331. wonach die Rechtsansieht 
der Kriegskoalition nicht .. unvertretbar" ist; .uch Si'III"", SZ v. 1.12.2.03. S.l1 (= Alflbc>s/Amold• • aO. Fn. 64, 
5.396). vertritt die Ansicht. dass die Resolution 1441 ..mehrdeutig" und ..ein Produkt juristischer Kunst. ein 
typischer Formelkompromiss" sei. 

'" Kreß.JZ 2003. 911. 916. 
7J Vgl. schon die Nachweise oben bei fn. 64. 
72 Kreß. Z5tW 115 (2003). 331. 
,., Oben I. bei Fn. 30 Cf. 

" So Werle, .aO. Fn. 16. Rn. 1161. Auch Krt/l. ZStW 115 (2003). 331ff. hält die erforderliche spezi tische 
völkerrechtswidrige Zielsetzung fur nicht gegeben. 
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Gewalteinsatzes zu bestimmen ist. Will man sich hier nur :mfdie Äußerungen der Füh:.. 

rung des Krieg führenden Staates verlassen,?5 so sicht man sich leicht dem VOf\Yljrf der 

Naivität und Bbllällgigkcit im Hinblick auf die"wahren" Ziele des Gcwaltc1l1satzes 

amgesetzt. Diese wahren Ziele - in concreto etwa der Vorwurf des Regimc\\'echsels 

und der AusbeutLlng der irakisehen Ölressourcen - lassen sich aber meist ebenso we­

nig verlässlich belegen. 7!> Weiter stellt sich die Frage, wie man das Erfordernis einer be­

stimmten "aggressiven" Zielsetzung k<lllkrct tll/sfiiJICII soll. Schon oben wurde darauf 
hingewiesen,T dass die Beschränkung auf die traditionellen Ziele von Angriffskrie­

gen, seil. Okkupation und Annexion, neuen Formen der Aggression möglichenveise 

nicht ausreichend Rechnung trägt. Kr~ß selbst äußerst insoweit berechtigte Zweifel, 

wenn er es [Ur yorzugswürdig hält, das zusätzliche Unrecht ..in der (avisierten) Verlet­

zung der UeVv'eils eng verstandenen) territorialen Integrität oder politischen Unabhän­
gigkeit des Zielsraates zu sehen."7H SchließIichstellen sich zahlreid1e intrikate Problem 

im Zusammenhang mit der hinter einer solchen Ansicht stehenden Abs;c!ltskll/lZeptioll. 
Wenn VVerle eine "Absicht im technischen Sinne" nicht verlangen will,n so stellt sich 

sogleich die Frage, wie er das von ihm befürwortete Erfordernis einer aggrösiven 

Zielsetzung denn anders verstanden wissen will. Handelt es sich dabei etwa nicht um 

ein über den Vorsatz hinausgehendes subjektives Tatbestandsmerkmal, das den An­

griffskrieg zu einem dem Genozid entsprechenden Absichts- bzw. Zieldelikt macht ?81J h 
Ordnet man nun dJS Erfordernis in die allgemeine Absichrsdogl1lJtik ein, so ist zu­

gleich zwischen Zwischen-, Neben- und Endzielen des tatbestand lichen Verhaltens zu 
unterscheiden. Bekanntlich liegt Absicht nicht nur im Hinblick auf die End- oder 

Hauptziele des tatbestandlichen Verhaltens, sondern auch im Hinblick auf Z\vischen­

oder Nebenziele \'or, wenn diese bewusst herbeigeführt wurden und sich als er­

wünschte (Zwischen-)Erfolge im Hiriblick auf das Endziel darstellen.tll So wird man 

also zwar vertreten können, dass die Unterwerfung oder Besetzung des Ir:lk nicht al< 
doS End- oder H.1urczie: der Kri~ss;';o,,1ition .1llgeschcll werden kann, andererseits 

aber auch kaum bestreiten können, dass sie sich als notwendiges Zwischcnzid und 

Durchgangsstadium il/I Hillbhc!-: {/l~/ das Elldzici der Abrüstung und Dcmokratisierung 

darstellt, insoweit.:dso "absichtlich" begangen worden ist.H2 

( 
t 75 So wohl H1?rlc. aao. FIl. 16, Rn. 1159. 

,. Vgl. insoweit auch Kr~ß. ZStW t 15 (2003), 331 f., der VOIll "erklärten Ziel" der Kriegskoalition. seil. 

den Irak abzurüsten. ausgeht. wobei selbst insoweit fraglich ist, auf weid" ErkEirungen I'CI/ (/'("1/ ab\\CSldll 

wird. Immerhin hat Ja !i,'/j;'",irz, der stellvertretende Veneidigungsminister der U. S. A., nach Krie~"'lIlk 

im Interview lIlit ..Vanit~ Fair" (9. Mai 2003) erkEir!: ..The trulh is lhat for reasolls that luve a lot to clo \Vi!h 

the U. S. governlllellt bureaucracy wo settled on the one issue that evcryone could agrce Oll ",hich was 

we,pons of nuss destrucnon ;os the core rcasoo': 
" Oben 1. bei Fn. 33. 

-, Kuß, ZStW 115 (2003). 294, 3m. 

" U?rle, aa0. Fn. 16. RIl. 1170. 
"" Vgl. insoweil fLir die hochdogmatische Diskussion zum Genozid: Gil Gil. Dcrccho pen.1 interu;lcioll.

, 
I., 

1'j99. S. 178 ff. (179), ]31 ff. (258 ff.); dit.< .• ZSlW 112 (2000). 394r. sowie All/i" •.<. AT, aao. FIl.5. S.7H9lt. 

m.w.N. 
'" VgJ. Roxitr• .,0. Fn ..3\ § 12 Rn. 7ff. (lOf.). 

"2 Ansatzweise so auch Krtll. ZStW 115 (2003). 294• .332 f. 
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. . 
Aus all dem folgt, dass das Vorliegen eines Angrif(~kriegsjedenfalls weder mit un­

anfechtbarer Begründung verneine noch bejaht werden kann. Der GBA ist der Beanr­

wartung dieser Frage durch die teleologische. und konfliktsvölkerrechcliche Restrin­

gierung des § 80 aus dem Weg gegangen. Er meinte auf diese Weise die Frage, ob in 

den Unterstützllngshandlungen Deutschlands eine Angriffshandlllng i. S. v. Art. 3 (f) 

der R.esolution 3314~J zu sehen ist, ebenso otTen lassen zu können wie die Frage der 

völkerrechclichen Zlllässigkeit der Gewaltanwendung der Kriegskoalition.H~ Für die 

hier zu beantwortende Frage einer völkerstrafrechtlichen J.3eihilfe der Bundesrepllblik 

zu einem Angrif(~krieg ist die Beantwortung der Frage aber unentbehrlich. VerneilH 

man das Vorliegen eines Angriffskrieges, würde eine Beihilfe der Bundesrepublik man­

gels völkerstrafrechtiicher Haupccat ausscheiden. Bejaht man sein Vorliegen, ist die völ­

kerstrafrechtliche Relevanz der Unterstützungshandlungen der Bundesrepublik' als 

Beihilfe zu diesem fremden Angriffskrieg unschwer zu begründen: Einerseits stellt 

die Gewährung von Übert1ugrechten u. Ä. eine deliktsvölkerrechtliche anerkannte 
Behilfehandlung dar,K5 andererseits hat mit der Bundesregierung die Staatsführung die 

Unterstützungshandlungen zurechenbar veranlasst. 

III. Urbereitung eines Angriffskriegs i. S. v. § 80 

1. Makrobereich: Beteiligung Deutschlands an einc;1l AlJgr[{fskrieg 

Die ganz herrschende Ansicht versteht die "Beteiligllng"der Bundesrepublik Deutsch­

land an einem Angriffskrieg nicht nur im aktiven, sondern auch im passiven Sinne, 

schließt also den Fall eines Angriffs auf die Bundesrepublik Demschland ein.Hf> Sie bc­

.ruft sich dabei vor allem auf den Willen des Gesetzgebers, sprechen die Gesetzesmate­

rialien doch von einem "Angriffskrieg, in dem die Bundesrepublik Deutschland ange­

griffen sein soll, als. auch ... , in dem sie Angreifer sein soll ...,:H7 Ferner wird der 

Schutzzweck des § 80 angeführt: Dieser schütze eben auch den internationalen Frie­

den, welcher unabhängig davon bedroht werde, ob sich der AngritT gegen Deutsch­

M3 Art. 3(f) erfasst die Zurverfugungstellung des nationalen Hoheitsgebiets zur Begehung von Angriffs­
handlungen. 

M' GBAJZ 2003, 908, 910f 

M5 SO auch der ILC Kommentar, aaO. Fn. 59, eh. IV. E. 2., S. 157 f., inter aha, bezlIgnehmend auf die dellt­
sehe Unters'tützung des US-[ntervention im Libanon; früher schon Kommentar zu Art. "27 des ILC-Em­
Wurfs zur Staaten~erantwortlichkeit,aaO. Fn. 59, S. 102, Nr.13. 

M" LK-Lar!{I.iil/e, 11. Aufl .. § 80 Rn. 3; AK-SolII.e" § 80 Rn. 12, 22; Triil/dle/Fischer. 52. Aufl.. § 80 Rn.4; 
Lackl/er/Kühl, 24. Aufl., § 80 Rn. 2; Schönke/Schröder-Slree/Slernbcr..~-Liebel/, 26. Aut1 .. § 80 Rn.2 [aüders 
noch SCree in der Vorauflage); NK-Paelfgw § 80 Rn. 18; Stei"hal/sw, aao. Fn.34, S.lll) ff.; Miil"". aaO. Fn. 15, 
S. 92 f.; l-#r1e, aaO. Fn.16, Rn. 1180 (aber widersprüchlich Fn. 118 a. E.); offen gdassen \"on MüKo-Cl,,-,sel/ 
§ 80 Rn. 29. a. A. Schroeder,JZ 1967,41,47; Mallraclt/SclIT<"der/MaiWtlItt, aao. Fn. 3·t § 9fJ Rn. 6. 

M' Zitat aus DT-Drucksache V/2860. S.2. So allch w,.lf, Maassell, Giide, Protokolle des Sonderausschusses 
flir die Strafrechtsreform, 5. Wahlperiode, 100. Sitzung. S. 1987; a. A. aber /lrndr cbd. Zu den Widersprüchen 
bei den Beratungen Kreß. ZStW 115 (2003), 294, 345 f. 
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land richte oder von Deutschland ausgehe.sx Ob die h. A. zutreffend ist. kann hier da­

hinstehen.lI<) In unserem Zusammenhang ist es allein von Bedeutung, dass damit einem 

kOl!/liktlJii/kcrrccht!ichcl/ Verständnis im oben dargelegten Sinne (11. 3.) das Wort geredet 

wird. Denn danach kommt es allein auf die Stellung des beteiligten Staates als Kon­

tliktpartei an, unabhängig davon. ob er Angreifer oder Angegriffener ist. Kontlikt­

völkerrechtlich argumentiert auch der GBA, wenn er tatbestandlieh voraussetzt, "dass 

die Bundesrepublik Deutschland als Krieg ßilm:llde staatliche Macht unter Einsatz ihrer 

Streitkräfte oder in 1'C/;!Zleichbar massiver Weise beteiligt sein SOW')II Die kOliflikt­

fJii/kerredztliche Sichtweise hat freilich die weitere Konsequenz, dass bloße Unterstüt­

zungshandlungen zugunsten einer Kontliktpartei - wie die Deutschlands im Irak­

Krieg - in der Regel nicht als .. Beteiligung" i. S. v. § 80 erfassbar sind."'! Kontlikt­

völkerrechtlich ist lümlich z\\·ischen einer Mit-Kriegsführung ("cobelligerency") 

und einer bloßen Hilfeleistung zugunsten einer kriegsftihrenden Partei zu unterschei­

den. Wahrend jene einen Staat selbst zu einer kriegsftihrenden Partei macht, wird mit 

dieser die kontliktsvölkerrechtlich relevante Schwelle der Beteiligung nicht über­
schrittenY2 

Diese Konsequenz mag zwar aus Sicht der politischen Entscheidungsträger und 

des GBA gewollt sein, \\·eil damit § 80 ohne Klärung der Frage des Vorliegens eines 

Angriffskriegs93 und der Folgefragen zur individuellen Beteiligung94 abgelehnt wer­

den kann; sie ist aber aus mehreren Gründen unbefriedigend. St,",~rrcclztss)'STClII,l/ischwird 

damit eine konfliktvölkerrechtliche Sonderstrafrechtsdogmatik für § 80 geschaffen, 

die die allgemeinen Beteiligungsregeln außer Kraft setzt. Entgegen dem Beteiligungs­

begriff des § 28 II wird die Beteiligung bei § 80 auf den oder die Täter, d. h. die Tater­

staaten, die zugleich Kont1iktpaneien sind. beschränkt und die der Führungsspitze an­

gehörenden Unterstützer eines Angriffskriegs in Gehilfestaaten aus der strafrechtlichen 

Verantwortung entlassen. !olkerrcclzts- und krimillalpolitisch bedenklich ist. dass nach 

dieser Ansicht zwar die \'o~hereircl!lg eine< Krie~cs ~!!.cgCII die Dundesrcpl1~)!ik um,'r ···1 
Strafe stcht, nicht aber die deutsche Teiltl.lhmc an einem fremdel/ Angriff;krieg, eine 

Ver! 

rech 

desl 

soll 

sitz! 

alK! 

hili 

die 

lie~ 

aut 

gUI 

reel 
- z 

\Y"Il 

dass 

sich 
tellj 

dllll! 
I· 

1),,1 

~1I1 

a) 1
"" Vgl. Stein/lal/sm. aaO. Fn. 3-+. S.90f.

( "" Schroeder. JZ 1967,41.47 Im schon früh darauf hingewiesen, dass die in dem Begriff .. Angriffskrieg" Viii
I liegende Bewertung bzw. Tendenz es ausschließe. das Opfer als Beteiligten zu betrachten. weshalb § 80 nur 

(obeinen (aktiven) Angriff der Bundesrepublik Deutschbnd erfassen könne (zust. S<:hönkejSrhroder-Str...., 
25. Aufl. 1997. § 80 Rn. 2; Kr~ll. ZStW 115 (20m). 29-+. 338. 348). Für die h. A. spricht aber immerhin, dass alk 
eine Beschränkung auf den akt;wn Angriffskrieg klarer formuliert werden kann. vgl. nur B.lIllllann et al., des 
Alternativ-Entwurf eines Strafgesetzbuches. BT. Politisches Strafrecht. 1968. S.5: .. Friedens\wrat: Wer l" 

unternimmt. Streitkräfte der BR Deutschland zu einem Angriffskrieg oder zu einem bewafflll,ten Überfall 
(J~ 

auf ein Gebiet außerhalb der ER elllzuserzen. oder wer einen solchen Einsatz vorbereiter. wird wegen Fril'­
(201

densverrats ... bestraft" (bei AK-S"1/I1e11 § 80 Rn. 5). 
der 

'10 GBA]Z 2003. 908, 911 (Her\". d. Vert). 
aaC 

'11 I. E. ebenso Steinhal/sm. aao. Fn.34. S. 89; Kr~ß. ZSrW 115 (2003). 294, 337 f.; wohl auch .\I,;/Ier• •aO. .. 
Fn. 15. S.93 a. E. 

Rn 
')2 Vgl. Steinllal/sen, .,0. Fn. 3-+. S.89, der insoweit n)n ..wohlwollender" bzw...diskrimini<;n·nder" Neu­ • 

tralität spricht; auch Kr~ß, ZStW 115 (2003). 294. 338. 
"3 Vgl. oben 11. 4. bei Fn. 83 ff. , 
'H Dazu sogleich unten 2. 
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Verhaltennveise also, dIe jedenfalls aus Sicht der Angriffsopfer einen höheren Un­


rechtsgehalt aufweist als die täterschaftliehe Vorbereitung eines Krieges gegen die Bun­


desrepublik. Vom Schutzzwcck her gedacht ist schließlich zu bedenken, dass § 80 ZlI-.
 

mindest auch dem Schutz des Völkerfriedens 1'01" deutschen Angrif(~kriegen dienen
 

soll,'J5 also neben der legitimen egoistischen auch eine altruistische Komponente be­


sitze. Danach ist es aber kaum ~insicluig. nur die täterschaftliche Vorbereitung. nicht
 

aber die Beihilfe zur Vorbereitung eines Angriffskrieges unter Strafe·zu stellen. Immer­ r·;·
 
I: 

hin geht die überwiegende verfassungsrechtliche Literatur davon aus, dass Än. 26 GG 

die Beihilfe zu fremden Kriegep mit \'ölkerrechtswidrigen Zielen verbietet.<)(, Somit 

liegt es, so. zutreffend Kreß, "innerhalb der Teleologie von §80 i. V. 1l1. Art. 16 GG d,lr­

auf hinzuwirken. dass Deutschland keine Hand zur Unterstützung eines fremden An­

griffskrieges reicht':Y7 Aus all diesen Gründen ist der kontliktsvölkerrechtliche Beteili ­

gUllgsbegriff durch einen dcliktsvölkenwhtlicllcll zu ersetzen. Denn das Delikrsvölker­

recht erkennt die Teilnahme in Farm der Beihilfe - nicht aber in Form.der Anstiftung! 

- zu einer völkerrechtswidrigen Tat an (vgl. oben H. 3.) und erfasst damit auch die Un­

terstützung eines fremden Angriffskriegs durch einen Gehilfenstaat. 

2. Mikrobereich: individuelle Beteiligung an der Vorbereitung eines Angr[ffskrieges 

Wenn man der gerade dargelegten Argumentation folgt und dam-it davon ausgeht,
 

dass im Makrobereich eine B~ihilfe zu einem fremden Angriffskrieg möglich ist, steHt
 

sich im Mikrobereich insoweit die Frage nach der individuellen Beteiligung im Gehil­


fenstaat. Es geht also um die beiden letzten der eingangs genannten (0. 1.) vier illdil'i­

duals trafrechtlichen Konstellationen:
 

- individuelle Täterschaft im "Gehilfenstaat" und
 

- individuelle Teilnahme im "Gehilfenstaat"
 

Dabei ist der Tatorc - Täter- oder Gehilfensta~\[ - auf die Fragen individueller 13eteili­

gung ohne Eintluss.
 

a) Illdividuelle TäterscJuift im Cehilfet1staat 

Völkerstrafrechtlich hande/tes sich beim Angriffskrieg um ein Führungsverbrechen 

(oben H.2.). Der bundesdeutsche Gesetzgeber wollte diese Wertung nachvollziehen, 

allerdings ohne den Täterkreis explizit auf Führungspersonen zu beschränken.9H Statt ­
Udessen erscheint § 80 aufden ersten Blick alsJedermannsdelikt (" wer ),99 dessen Täter­

'6 Giide. Amdt, Protokolle, aaO. Fn.86, S.1987; vgL auch KIIlg. 000. fn.36, S. 167; Kr~ß, ZStW 115 
(2('03),294, 345ff. (348); GBAJZ 2003. 908, 911 (.. verhindern. dass \'011 deutschem Boden aus jemals wie­
der ein Krieg ausgelöst wird"); fur mirrelbaren Schutz des Völkerfriedens: NK-Paeff.gell. § 80 Rn. 1; Kr~ß, 
aaO., 348. 

.", VgL Dreier/Pe",icc, GG, Bd.2. Ar!. 26 Rn. 17: D""i1ril~, Handbuch des StaatSrechts. Bd.7. § 178 
Rn. 34; Maunz/ Diir(~. GG, Art. 26 Rn. 29. 

'" Kreß. Z5tW 115 (2003), 294, 339. 
'1M Vgl. Giide, A","t und MaassCII. Protokolle, aaO. Fn. 86. S. 1982. 1983 f. 
'N Zur Problematik des Ausländers als Tater von § 80 s. Kreß. ZStW 115 (2003), 294,342 IT. 
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kreis jedoch über das - insoweit doppelt restringierende - Erfordernis deT kausalen 

Herbeitlihrung der Kriegsgcfahr lflo eingeschränkt werden soll. Nach h. A. kommen 

nur solche Personen als Täter in Betracht, die aufgrund ihrer Machtbefugnisse und 

Schlüsselstellung überhaupt in der Lage sind, eine Kriegsgefahr für die BRD herbei­

zufiihren.101ln der Sache sind das die schon in Nürnberg verfolgten und in § 85 DDR­

StGH genannten Personen "in verantwortlicher.staatlicher, politischer. militärischer 

oder \\'irtschafdicher Funktion': Der Gesetzgeber hätte deshalb besser daran getan, den 

Täterkreis auf diese Personen zu beschr;inken und so § 80 zu einem echren Sonder­

delikt - statt nur Pseudo-Sonderdelikt - zu machen. 1fl2 

Wie dem auch sei, klar ist, dass außerhalb der Führung stehende Personen als .. Füh­

rungs-Extranei" jedenfalls keine Täter des § 80 sein können. Die lntranei ,dbst kön­

nen natürlich auch mittäterschaftlieh verbunden sein. IO.\ 

b) Indi/lidllelleTci/l1al1l/1C i/11 Gehiifenstaat 

Ob eine individuelle Teilnahme an § 80 überhaupt möglich ist, ist ummitten. Der 

Streit gründet in der eigentümlichen Ausgestaltung der Vorschrift als Pseudo-Sonder­

delikt. Auch insoweit ist also eine Konstruktion als echtes Sonderdelikt \'orzugswür­

dig. Während nämlich bei diesem die allgemeinen Teilnahmevorschrifteil. insbeson­

dere die Akzessorietätslockerung des § 28, eingreifen, kann das bei § 80 mit gutem 

Grund bezweifelt werden, weil die Zulassung einer Strafbarkeit von Extranei als Teil­

nehmer die intendierte Beschränkung auf Inrranei unterlaufen würde.ln~ Die Gegenan­

sicht, die die Teilnahll1cvorschriften uneingeschränkt anwenden will,lo; geht übe: die 

spezifische T.ltbestandsstruktur von § 80 hinweg. Einen Ausweg aus diesem Dilemma 

hat S,ll/flell mit dem Vorschlag einer Ditlerenzicrung zwischen Tätersch:lft und Teil­

nahme inner/hilb der Intranei gewiesen.IOe. Es bleibt damit bei einer Beschr:inkung der 

Strafbarkeit auf Führungspersonen, innerhalb dieser Gruppe wird aber nach Täterschaft 

und Teilnahm<? abgeschichter Da, ist von der Konstruktion her im PrinzT iiberzcu-

I'''' ",cbcn der <lJmit errc!c1Hc'I1 Rc<triktion im Hinb!ick a\li den Tj[erkrcis führe dicses T.H",'standslllcrk­

mal pa!c Zll ciner R,·stnngl<,run~. ",mal dann w,'lln Illan cs kontlikts"ölkcrrcchtlich auskf:' '''gI. Knß. JZ
( 2003.911.914). 

101 NK-PaejJgetr §80 Rn. 14; LK-La.ifI,i;rrr, 11. Aull., § 80 Rn.9; SK-RlldolplJi, 6. Aufl., § SI\ Rn. 10; AK­

So""ell § 80 Rn. 31, MallraclJjSd",'edrrjMaiU'ald, aao. Fn. 34. § 90 Rn. 8; Tr""dle/FiscllCr. 51. Alltl.. § 80 Rn.6; 

indirekt wohl auch SchönkefSchröder-StrrrfSrrmbrrg·Liebetl, 26. A\lll .• § 80 Rn.6 ("Maßn"hmcn \"on be­
sonderem Gewicht"). Gcgen dic Einschränkung auf staatliche Machtträger MüKo-C1a!!erJ § Sll Rn. 34. Vgl. 

auch Kr~ll. ZStW 115 (2003), 294, 340f 

102 Krit. auch Scltrocdcr,JZ 1969, 41, 47f. 

1/J3 \Veshalb die Bedenken "on Scltmrd,'r, JZ 1969. 41, 48 nicht durchgreifen: Es muss si,-h.l" immer llill 

Fü!lfllllg!/llittäter handeln' 

1'" So ursprünglich LK-H:i/lm_<, W. Aufl., § 80 Rn. 9; ZllSt. SK-Rlldolplti, 6. Aull. § 80 Rn. I"~: NK-Pa~II.~(,1I 

§ SO Rn. 26; Kr<ß. ZStW 11:; (2003), 194. 340 f. - Das weitere Argument. dass eine T,-ilnahlllc bci Vorberci­

tlI11gshandiungen nicht möglich' sei (LK-lI'i/l11l.<. 10. Aufl., §§ 80 Rn.9, 83 Rn. 11), überzell~t konstruktiv 

nicht und wird ,uch bestritten (vgl. nurjrschl'ckjllhg<'l/d. Strafrecht-AT. 5. Aull. 1996, § 49 VI. .;). 

U15 LK-La.iflllltI,'. tl. Autl.. § 80 Rn. 9; Schönke/Schröder-Strl'r/St('mbr~~-LirbCll, 16. Autl. § 80 Rn 6; 

MüKo-C1assetl § 80 Rn. 34; Tro'l/lIej FisellCr. 51. Autl .. § 80 Rn. 6.
 
UjI, AK-SolI"rll § 80 Rn. 31. .
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gend. denn es existieren ja in der Tat innerhalb der Führungsgruppe unterschiedliche 
Zust:indigkciten und Verantwortlichkeiten. 11I7 So kOll1lilt etwa dem Bundeskanzler als 

Regierungschef mit Richtlinienkompetenz eine höhere Verantwortung als dem Zll­

'ständigen FachmiJi'jsrer zu; dieser wiederum, etwa der Verteidigungs- und/oder Au­

ßcnminisrcr. tr:igt eine größere Verantwortung für eine militärische Entscheidung als 

der Verkehrs- oder Umweltlllinister. Weiter wird man im Hinblick auf die Personen 

difierenzieren müssen, die zwar dem Kabinett formal nicht angehören, abcr als Berater 

oder Experten einen maßgeblichen Einfluss auf die Kabinettsenrscheidung haben. 

Dieser Personen kreis reicht weit über das unmitte.lbare Umfeld des Kabinetts hinaus 

und tindet sich teilweise in spezialisierten staatlichen Behörden, insbesondere Sicher­
heits- oder Geheimdiensten. Damit wird jedoch schon ein erstes praktisches Problem 

eines differe;1Zierenden Ansatzes innerhalb der Inrranei deutlich: Die konstruktiv 

durchaus denkbare Abschichtung nach verschiedenen ßeteiligungsformen lässt. sich 
abstrakt nicht immer trennscharf genug fassen, um sicher zwischen den verschiedenen 

Beteiligungsformen abgrenzen zu können. Die bekannten Probleme der Abgrenzung 

zwischen Taterschaft und Teilnahme (Beihilfe) werden potenziert. Dabei ist allerdings 
zuzugeben, dass die sich hier manifestierende Abgl'e/lzlIllgslIIlsicherheit nicht auf die Be-:­

teiligung innerhalb der Intranei beschränkt ist, sondern ein strukturelles Problem ei­

nes als Führungsverbrechen konzipierten Tatbestandes ist, lässt sich doch kaum mit 

letzter Sicherheit abstrakt festlegen, wer zur Führungsebene gehört und wer nicht. 

Das Problem ist schon oben bei der Exegese der völkerstrafrechtlichen Quellen the­
matisiert worden (11. 2,). 

Ein \\"eiteres Problem liegt darin, dass § 80 mit dcm !·{,/'bcrciteu eines Angriff.skrieges 
eine Tathandlullg zur Grundl,1ge der Strafbarkeit macht, die von der bloßen Beihilfe 

bis zur Titerschaft: alles erfam. was objektiv geeignet ist, einen Angriffskrieg herbei­

zufiihren.'''k Die teleologische Beschränkung auf Handlungen von besonderem Ge­

wicht"'9 ändert nichts daran, dass eine so weit gefasste Tath'andlung denkbar ungeeig­
net ist, die ditTerenzierten Wertungen der Beteiligungsdogmatik nachzuvollziehen. 

Anders ausgedrückt: Wenn die eigentliche Tathandlung des §80 alle Beteiligungsfor­

men in sich aufnimmt, werden beteiligungsdogmatische Differenzierungen sinnlos, 

weil jeder Beteiligte, unabhängig von seinem Tatbeitrag. immer (nur) Vorbereiter 

eines Angriffskrieges sein kann. IIO Wenn man es genau nimmt, orientiert sich die Aus­

gestaltung des § 80 an einem Einheirstätermodell, wobei freilich der Vorbereiter nur 

qua tatbestandlicher Konstruktion Täter, in Wirklichkeit aber Teilnehmer ist, weil Vor­
bereitungshandlungen eben in der Regel nur eineTeilnahme- und keine Täterstrafbar­

keit begründen. Die "Täterschaft" des § 80 ist wesensmäßig Teilnahme, wesensmäßig 
Täterschaft kann nur das - von § 80 gerade nicht erfasste! - Führen eines Angriffs­

'''7 Ähnlich NK-PaelT.~C>I § 81.1 R.n.26. 

,,,. lK-LlII/ll1itr.·. 11. Autl. § 80 Rn.4; NK-P./(:I7.~l'II § 80 Rn.14; Maumcl,fSclIT<wdcrfMaill'old, ",,0. Fn.34, 

§ ~() Rn. 7: ..jede obJcktive Fördcrung~ Auch Müller. aaO. FI). 15, S. 90; HU//ll/lri(h, aaO. Fn. 13. S. 208. 

'''', lK-L/I~/IJii(f", 11. Autl. § 80 Rn. 4; NK-Pal:ll.~clI § 80 Rn. 14; MaumchfSchroederfMaiwald. ",,0. Fn.34. 
§ ~o 11. 11 . 7; .ltlch GßAJZ 2003. 908, 911. 
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kriegs sein. Insoweit kann man also sagen, dass § 80 ein Einheitsteillle/llllemlOdell vor­

sieht. 

Abgesehen von diesen praktischen und dogmatischen Komplikationen weist der 

Vorschlag SOI/IU'IIS aber doch auf ein Problem des § 80 hin, d.1S schon aus Gerechtig­

keitsgründen einer Lösung bedarf, seil. die hohe Strafdroltllllg flir alle unter § 80 fallen­

den Vorbereitungshandlungen. Die tatbest;lI1dliche R.estriktion auf Handlungen von 

besonderem Gewicht schafft hier nur unvollkommen Abhilfe. weniger weil sie unbe­

stimmt ist, als vielmehr, weil sie nur einen kleinen Teil von Vorbereitungshandlungen 

aus dem Tatbestand nimmt und damit noch einen großen Bereich unterschiedlichster 

Vorbereitungshandlungen, die möglicherweise nicht alle eine Mindeststrafe von 10 

Jahren verdienen, in der Strafbarkeitszone lässt. Wenn hier der Tatrichter der Ansicht 

ist, dass eine bestimmte Vorbereitungshandlung in ihrem Unrechtsgehalt nur einer 

13eihilfehandlung entspricht, so bietet sich eine rechtstülgenoricntierte, analoge An­

wendung von § 27 Il und damit eine Strafmilderung gemäß § -t9 an. Dem entspre­

chenden Vorschlag von KreßIltist also zuzustiminen, doch sollte genau zwischen der 

Makro- und der Mikroebene getrennt werden: Die Strafmilderung bezieht sich nicht 

auf die staatliche Beihilfe auf der Makroebene, sondern auf den Beihilfecharakter der 

individuellen Vorbereitungshandlung auf der Mikroebene. Die \'on KrcßI12 gezogene 

Parallele zur Gewichtigkeit der Vorbereitungshandlung ist dabei einigermaßen ver­

wirrend, weil es gerade nicht um eine zu wenig gewichtige Handlung geht -:- sie 

würde ja schon aus dem Tatbestand fallen~ -, sondern um eine Vorbereitungshandlung 

i. S. v. § 80, die aber nicht die Mindeststrafe von 10Jahren rcchtfenigt. 

c) Die s/(~iektive Seite 

Nach h. A. muss der "Täter" i. S. d. § 80 lediglich bedingt vorsätzlich im Hinblick auf 

die Qualität seiner Handlung als Vorbereitung eines Angriffskriegs und die dadurch 

herbeigeführte Kriegsgefahr handeln.1l3 Zwar lässt sich § 80 unter Bczuf!l1:lhme :lufdie 

in Art. 2(' GG entlultcne fri,',icIlS,[CJrllllgs,/I,-,idu':· oder die- :wt" ':01kerstrafrcchtlicher 

Eh'ne diskutierte besondere Zielsetzung des AngritTskrieges'!' .~:, AbsichtsdcIikr in 

fo,l11 eines kupierten Erfolgsdelikts konstruieren, doch überzellft diese Konstruktion 
( 

strafrechtsdogmatisch nicht. Denn wenn es sich bei § 80 tatsächlich um eine Vorberei­

tungshandlung im Hinblick auf den eigentlichen Angriffskrieg handelt, so sind die 

,;räter" des § 80, wie schon oben gesagt, in Wahrheit Teilnehmer (Gehilfen) und als 

solche müssen sie die besonderen Absichten der Haupttäter - Täter des eigentlichen 

Angriffskriegs - nur kennen, nicht aber selbst besitzen. Es gilt insofern das Gleiche 

wie bei der Zerstörungsabsicht des Genozid: Der Gehilfe muss sie nur kenncn, also 

wissen, dass er als Teil einer genozidalen Gesamttat agiert, nicht aber selbst die ge­

111 Kreß, ZStW 115 (2003). 294, 3-11 f.
 

112 Ebd. mit Fn. 238. .
 

110 Vgl. LK-L"'~lhiitle, 11. Aufl., §80 Rn. 8; NK-Hleßgell § 80 Rn. 23; AK-SOIlllC/l § Rn Rn. 2<); Schönkel .
 

Schrädcr-Strcc/Stelllberg-Liebell, 26. AuEl .. § 80 Rn. 8; SK-RlId"lplli, 6. AuEl .• § 80 Rn. 9. 

'I' Maullz/Diir(~, GG, Are. 26 Rn. 15; Miiller, ••0. Fn. 15, S. 95 f. 
115 Vgl. schon oben 11. 1. mit Fn. 30 und 4. ,nil' Fn. Tl. ff. 
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schützee Gruppe zerstören wollen,II(, Im Übrigen birgt eine Subjektivienlng bei politi­

schen Tatbeständen "vie der Aggression immer die Gefahr eines Gesinnllngsstrafrechts 

in sich,lI7 Endlich gelten hier auch die bei der völ kerstrafrechtlichen Diskussion vorge­

brachten Einwändc.lI~ 

IV Ergebnis 

Bei der Gewährung von Unterstützungshandlungen zu einem fremden Angriffskrieg 

durch die Bundesrepublik Deutschland - wie im Falle des Irak-Krieges - kommt eine 

Stratbarkeit der Mitglieder der 13undesregierung in Betracht,lI'! wenn durch die Un­

terstützungshandlungen die Gefahr eines Krieges für die Bundesrepublik herbei­

geführt wird und die Beteiligten insoweit vorsätzlich gehandelt haben. Dabei ist zuzu­

geben (und insoweit dem GBA zuzustimmen).I~u dass das Tatbestandsmerkmal der 

Herbeiführung einer Kriegsgefahr in Fällen staatlicher Beihilfe nur ausnahmsweise zu 

bejahen sein dürfte. Gleichwohl'gilt dem Grunde nach: In einem solchen Fall handelt 

die Bundesrepubl ik auf der A1akrocbc/lc - bei zutreffender deliktsvölkerrechtlicher Be­

trachtung - als Gehilfenstaat. Die an den Unterstützungsbeschliissen individuell Be­

·.:. ... teiligten können - auf der Mikroebc/le sowohl im Täter- als auch im Gehilfenstaat - als 

Täter oder Teilnehmer handeln, wenn sie der politischen Führungsebene zuzuordnen 

sind. Die Tatbeiträge der Illtranei können IfIltere;//ollder abgestuft werden, während eine 

Stratbarkeit der Extrallci a limine ausscheidet. Leistet einer der Intranei einen behilfe­

ähnlichen Tatbeilrag, kommt eine Strafmildertll1g gemäß §§ 27 11,49 in Betracht, so­

fern dieser Tatbeirrag überhaupt gewichtig genug ist, um als Vorberei'tllngshandlllllg 
i. S. v. § 80 zu gelten. 

",, Vg1. Ambos, AT. aaO. Fn.5, 5.789 ff. (794 f.) m. w. N.; .1",-,., in: Vohrah et a1., aaO. Fn.59, 5.11 (18 ff.. 

23). Ebenso VeSI, Genozid durch organisatorische Machtappame, 2002, 5.243 (mit Fn.33). 248, 265, 385; 

Eser, in: Cassese/Gaeta/Jones,. aaO. Fn.16, S. 806; I·Ih/e, aao. Fn.16, Rn. 416; J<lII"5, in Vohrah et al.. aao.. 
5.467 (479). 

,.7 Vgl. schon Sc/""cder, Der Schutz von Staat lind Verfassung im Strafrecht·, 1970, 5.297 ff. 

"" Vgl. oben 11.4. mit Fn. 72 ff. 

"" Die Problematik der Kausalität und Zurechnung der einzelnen Tatbeiträge im Rahmen der kollektiven 
Ueschlussfassung kann hier nicht vertieft werden. Klar dürfte·immerhin sein, dass einerseits die Zustilllllll/Ilg 
zu einem Unterstützungsbeschluss eine Haftung des Zustimmenden begründet, während andererseits die 

Abld"""'g eines solchen Beschlusses eine Haftung ausschließt, weil der Ablehnende durch seine Ablehnung 
aus dem durch das Kollektiv produzierten Tatemschluss ;)usbricht und ihm deshalb die auf diesem gründen­
den Tathandlungen nicht zugerechnet werden können (\"gl.jakobs, FS Miyazawa (1995), S. 421 ff.; diff., aber 
i. E. ebenso DelUker. in: Amtil/Ilg (Hrsg.), Verantwortung (2000), 5.63 ff. (68 f., 70); Rodrlgl/cz M<ll/lm;e,., FS 
Rox-in (2001), S.3IOff. (316ff.); Schönke/Schröder-Crclllu'rjHeille, 26. Autl., §25 Rn. 76b). Alle anderen 
denkbaren FaJlgestaltullgen sind umstritten und werfen zudem komplizierte Fragen von (kumulativer) 

.Kausalität und objektiver Zurechnung auf (vgl.j.,kl1bs, aaO.. 5.419 ff.; Dell'ker, aaO.. 5.63 ff.; .ias., Kausalität 
und Gesamteat, 1995. 5.179 ff.. 217 ff. (219. 224 f.)). wobei ausschlaggebend sein soll. ob das Abstillllllungs­
verhalten des Einzelnen das Risiko fiir den Eintritt des Gesamterfolgs erhöht (dazu auch Ihr, a.O. Fn. 115. 

S. 324 ff.). Eingehend zur Problematik auch KI/(I/I<"T. Die Kollegi.lelltscheidung im StrafrecllC, 2001, 5.831'1., 
159 ff. und passim. 

"" GBAJZ 2003. 908, 911. 
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Das Problem der praktischen Anwendbarkeit von § 80 liegt vor allem darin. dass 

der Tatbestand lliilkcrstra.!i·cc!lIsakzcssorisch ist, weil die Strafbarkeit vom Vorliegen eines 

(fremden) Angriffskrieges abhängt. eines Begriffes also, der völkerstrafrechtskonform 

zu bestimmen ist ([I. 1.). Die Strafbarkeit der Führer ([ntranei) des Gehilfenstaates 

scheidet also aus, wenn überhaupt kein völkerstrafrechtlicher Angriffskrieg \·orliegt. 

Dessen Existenz kann mangels einer völkerrechtlich gesicherten Definition des An­

griffskriegs zum gegemv;irrigen Zeitpunkt nur hypothetisch beurteilt werden (H.4.). 

Für die Zukunft bedeutet dies freilich, dass die Beteiligung an völkerrechts\\"idrigen 

Kriegen sehr wohl zu einer Strafbarkeit wegen Vorbereitung eines Angriffskriegs 

i. S. v. § 80 führen kaI/li. 


